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Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte 

Der Bundesminister der Finanzen 

VI A/5 - LA 3221 - 34/60 


Bonn, den 8. April 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutsdien Bundestages 


Betr. ; Rechtsverordnung zu § 267 Abs. 3 LAG 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Kuntscher, Dr. Czaja, 
Leukert, Krüger (Olpe) und Genossen 
— Drucksache 1643 — 


Zu der Kleinen Anfrage der Abgeordneten Kuntsdier, Dr. Czaja, 
Leiikert, Krüger (Olpe) und Genossen — Drucksache 1643 — , 
für deren Beantwortung eine Fristverlängerung bis zum 
10. April I960 erbeten worden war, wird wie folgt Stellung 
genommen : 

Zu 1. 

Die Frage, wann die Bundesregierung von der ihr in § 267 
Abs. 3 LAG gegebenen Ermächtigung Gebrauch machen wird, 
Freibeträge für Sozialversicherungsrentner im Rahmen der 
Unterhaltshilfe des LAG dem Zweiten Rentenanpassungsgesetz 
in pauschalierter Form anzugleichen, kann nach Auffassung 
der Bundesregierung nidit nur im Verhältnis zu einer ein- 
zelnen Sozialleistung, wie z. B. zur Unterhaltshilfe des Lasten- 
aiisgleichs, betrachtet werden und hat insofern grundsätzliche 
sozialpolitische Bedeutung. 

Ferner hat sich ergeben, daß ein enger, sachlicher Zusammen- 
hang besteht mit der Frage einer zusätzlichen Versorgung 
für ehemals Selbständige, insbesondere vertriebene Landwirte. 
Die Bundesregierung würde eine befriedigende Lösung darin 
erblicken können, daß im Rahmen einer Novelle zum Lasten- 
ausgleichsgesetz sowohl die Frage einer Erhöhung des Frei- 
betrages für Sozialversicherungsrentner wie die Frage einer 
zusätzlichen Versorgung für ehemals Selbständige in gleicher 
Weise geregelt wird. 
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Zu 2. 

Zu der zweiten Frage darf darauf hingewiesen werden, daß 
bis zum 31. Mai 1960 die zusätzlichen Rentenbeträge nach dem 
Zweiten Rentenanpassungsgesetz nicht angerechnet werden. 
Für eine Rückwirkung auf den 1. Januar 1960 besteht daher 
kein Bedürfnis. Die Bundesregierung wird bestrebt sein, für 
den Zeitraum ab 1. Juni 1960 eine Regelung in dem unter 
1. dargelegten Sinne so rechtzeitig zu treffen, daß verwal- 
tungsmäßige Schwierigkeiten vermieden werden können. 


In Vertretung 


In Vertretung 


Nahm 


Hettlage 
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